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1. Schuldenbegrenzungsregelungen (zu Fragen a, b und c) 

Nach Artikel 109 Absatz 1 Grundgesetz1 sind Bund und Länder in ihrer Haushaltswirtschaft selb-
ständig und voneinander unabhängig. Die Finanzverantwortung für die Kommunen tragen nach 
der Kompetenzordnung des Grundgesetzes die Länder. 

Artikel 109 Absatz 3 Grundgesetz enthält eine Regelung zur Begrenzung der Neuverschuldung 
(„Schuldenbremse“), die für den Bund und die Länder wie folgt ausgestaltet ist: 

- Bund; Gemäß Artikel 115 Absatz 2 Grundgesetz ist der Bundeshaushalt grundsätzlich 
ohne Einnahmen aus Krediten auszugleichen. Diesem Grundsatz ist entsprochen, wenn 
die Einnahmen aus Krediten 0,35% des nominalen Bruttoinlandsprodukts nicht über-
schreiten (strukturelle Komponente). Zusätzlich sind die Auswirkungen konjunktureller 
Schwankungen auf den Haushalt im Auf- und Abschwung symmetrisch zu berücksichti-
gen (Konjunkturkomponente)2. Im Falle von Naturkatastrophen oder außergewöhnlichen 
Notsituationen, die sich der Kontrolle des Staates entziehen und die staatliche Finanzlage 
erheblich beeinträchtigen, können diese Kreditobergrenzen auf Grund eines Beschlusses 
der Mehrheit der Mitglieder des Bundestages überschritten werden. Die Tilgung dieser 
„Notkredite“ hat binnen eines angemessenen Zeitraumes zu erfolgen. 
 

- Länder; Die Verschuldungsregelung der Länder ist gemäß Artikel 109 Absatz 3 Grundge-
setz inhaltsgleich mit der Regelung des Bundes nach Art. 115 Abs. 2 Grundgesetz mit der 
Ausnahme, dass den Ländern keine strukturelle Neuverschuldung erlaubt ist (keine struk-
turelle Komponente von 0,35% des BIP). Nach Artikel 143d Grundgesetz haben die Län-
der die Verschuldungsregelung ab dem Jahr 2020 einzuhalten. 
 

Als Mitgliedsstaat der Europäischen Währungsunion hat die Bundesrepublik Deutschland die 
Verpflichtungen aus dem Europäischen Fiskalpaket3 im Hinblick auf die Einhaltung des gesamt-
staatlichen strukturellen Defizits von 0,5% des BIP zu Marktpreisen (Artikel 3 des Fiskalpaketes) 
und des gesamtstaatlichen Schuldenstandes von 60% des BIP zu Marktpreisen (Art. 4 des Fiskal-
paketes) zu erfüllen. 

 

                                     

1 Grundgesetz abrufbar unter https://www.gesetze-im-internet.de/gg/BJNR000010949.html  

2 Einzelheiten dazu vgl. Artikel 115 – Gesetz vom 10.8.2009, abrufbar unter https://www.gesetze-im-inter-
net.de/bundesrecht/g_115/gesamt.pdf  

3 Europäischer Fiskalpakt abrufbar unter http://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/2013-
04-19-fiskalvertrag-deutsche-fassung.pdf?__blob=publicationFile&v=3  
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2. Gesamtdeckungsgrundsatz (zu Fragen a und b) 

§ 7 Haushaltsgrundsätzegesetz4 normiert den Grundsatz der Gesamtdeckung, der in § 8 Bundes-
haushaltsordnung für den Bund und in den einschlägigen Vorschriften der Landeshaushaltsord-
nungen für die Länder inhaltsgleich geregelt ist. Nach § 7 Haushaltsgrundsätzegesetz dienen alle 
Einnahmen als Deckungsmittel für alle Ausgaben. Auf die Verwendung für bestimmte Zwecke 
dürfen Einnahmen beschränkt werden, soweit dies durch Gesetz vorgeschrieben oder im Haus-
haltsplan zugelassen ist. 

Die Zweckbindung von Einnahmen durch gesetzliche Regelung bzw. durch Haushaltsvermerk im 
Haushaltsplan ist – gemessen am gesamten Steueraufkommen – in der Haushaltspraxis eher von 
geringer Bedeutung. Gesetzliche Zweckbindung besteht im Wesentlichen hinsichtlich der Ver-
wendung eines Teils des Mineralölsteueraufkommens für verkehrspolitische Zwecke. Eine 
Zweckbindung durch Haushaltsvermerk im Haushaltsplan betrifft ausnahmslos die zweckgebun-
denen Mittel Dritter. Hierbei handelt es sich um zweckgebundene Zuschüsse der EU und private 
Mittel in Form von Spenden, Erbschaften, Vermächtnissen etc. mit rechtsverbindlicher Verwen-
dungsauflage. 

Einnahmen wie Sonderabgaben, Beiträge etc., die von juristischen Personen des öffentlichen 
Rechts außerhalb der Haushalte von Bund und Ländern verwaltet werden, unterliegen der spezi-
algesetzlich festgelegten Zweckverwendung. 

 

 

 

*** 

                                     

4 HGrG abrufbar unter https://www.gesetze-im-internet.de/bundesrecht/hgrg/gesamt.pdf  


